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Editorial 

Liebe Mitglieder, 

immer noch wird die bürgerrechtspolitische 

Szene vom Angriff auf die Ukraine und des-

sen Folgen überschattet. Es scheint sich da-

bei abzuzeichnen, dass wir mit einem lan-

gen Krieg rechnen müssen. Wir sind solida-

risch mit der angegriffenen Ukraine – An-

griffe auf andere Staaten dürfen niemals 

akzeptiert werden. Es muss alles getan wer-

den, um den Krieg zu beenden, ohne dass 

der Angreifer dadurch belohnt wird. Doch 

der Schlüssel für das Ende des Angriffs liegt 

in erster Linie bei der Russischen Föderation 

und Präsident Putin. 

Hohe Wellen schlagen auch die Aktionen 

der Klimaaktivisten der Letzten Generation. 

Behörden reagieren mit massiver Repres-

sion, Politikerinnen und Politiker stellen die 

Aktivistinnen und Aktivisten auf eine Stufe 

mit terroristischen Vereinigungen – ein völ-

lig überzogener Vergleich. Entlarvend ist 

diese Hetze angesichts der Forderungen der 

Letzten Generation: Im Kern fordern sie die 

Umsetzung geltenden Rechts, genannt 

seien das Pariser Klimaabkommen von 2015, 

das Deutschland unterzeichnet hat, und die 

Vorgaben aus dem Urteil des Bundesverfas-

sungsgerichts von 2021 (1 BvR 2656/18, 1 

BvR 78/20, 1 BvR 96/20, 1 BvR 288/20). 


